Viel sind berufen – wenige durften kommen

Beratungen zum Antidiskriminierungsgesetz beginnen mit Diskriminierung

Alles hätte so schön sein sollen: Am UNO-Welttag der Behinderten, dem 3. Dezember, wollte der Sozialausschuß des Abgeordnetenhauses von Berlin die erste (und einzige) öffentliche Anhörung zum Entwurf von SPD/CDU für ein Antidiskriminierungsgesetz durchführen. Um sich – vor der im Oktober stattfindenden Wahl zum Abgeordnetenhaus - bei einer Personengruppe von immerhin ca. 15 Prozent in der Erinnerung zu halten, hatte man die Anhörung breit angekündigt, hatte den Entwurf teilweise gar – was nicht zutrifft - als mit Behinderten abgestimmt dargestellt, und schließlich die Vertreterin des Netzwerkes Artikel 3 sowie eine Expertin des Berliner Netzwerks behinderter Frauen erst gar nicht eingeladen, weil sie zu kritisch seien. 

Doch schien man dem Frieden nicht zu trauen. Das Abgeordnetenhaus hatte sich im wahrsten Sinne des Wortes ´gerüstet´:  Vor dem Zugang zum Parlament befanden sich Metallabsperrgitter, zahlreiche Polizisten und Sicherheitskräfte – und bei fünf Grad unter Null auch jede Menge behinderte Menschen. Ihnen wurde z.T. unter Einsatz von massiver Gewalt der Zutritt verwehrt. Angeblich hätte die Bauaufsicht des Bezirkes Mitte, dem künftigen Regierungsdistrikt, kurz vor dem 3. Dezember die Höchstzahl der Rollstuhlfahrer, welche Einlaß finden ´dürften´, nach unten begrenzt. Trotz gültiger Karten also kein Zugang für Behinderte in das Parlament, stattdessen langes Warten in eisiger Kälte – und das am Uno-Welttag der Behinderten.

Dieses diskriminierende Verhalten war durch nichts gerechtfertigt, denn selbst wenn man diese bauaufsichtliche Auflage (deren tatsächliches Bestehen nicht mehr aufzuklären war) unterstellt, so hätten die Rollstuhlfahrer gleichwohl in das ebenerdige Foyer mit seinen breiten Türen eingelassen werden müssen, da es hier noch zu keinen erschwerten Rettungsbemühungen hätte kommen können. Außerdem drohten den Betroffenen konkrete Gesundheitsschäden, diese haben bei einer Abwägung den Vorrang vor bau- oder feuerpolizeilichen Auflagen. Der Vorfall konnte vorerst nur dadurch entschärft werden, daß Vertreter der Behindertenverbände mit dem Vertreter der Bauaufsicht verhandelten, die Auflage zurückzunehmen; allerdings mußten die Eingelassenen mit der Fernsehübertragung Vorlieb nehmen. 

Was hätte die Position, die Behinderte in den Vorstellungen zumindest von SPD und CDU einnehmen, besser verdeutlichen können, als dieses Szenario? Es hatte ja schon Chuzpe erfordert, am UNO-Tag der Behinderten überhaupt ein solches Gesetz, daß in keinem Punkt die Situation behinderter Bürger Berlins verbessern wird, zu diskutieren, aber dabei so einen großen Teil Betroffener derartig zu diskriminieren, das ersetzt jedes behindertenpolitische Programm der Koalitionsparteien. 

Unter den Betroffenen war die Stimmung schon zuvor explosiv gewesen, da beide Parteien, nachdem sie durch Behindertenverbände in den Dialog gedrängt wurden, ohne weitere Abstimmung diesen völlig unzureichenden Entwurf konzipiert hatten und auch nach vielen Diskussionen daran festhielten, obwohl ihm alle Verbände und Vereine, die sich an den Gesprächen beteiligt hatten ablehnend gegenüberstanden. Das eigenartige Gebahren, nur ´handverlesene´ Sachverständige zur Anhörung einzuladen, weil sonst, wie verlautete, ein positives Votum für das Gesetz verhindert würde, tat sein übriges. Einen traurigen Höhepunkt bildete schließlich die Diskussion des Gesetzes wenige Tage zuvor im Bauausschuß: Dort nutzten CDU und SPD die Chance, noch einen Änderungsantrag zur Bauordnung vorzulegen, der die schon bestehenden Regelungen zugunsten barrrierefreien Bauens weitgehend zurücknahm. 

Dies ließ böse Vorahnungen aufleben: Sollte die Beratung zum neuen sog. Gleichberechtigungsgesetz (so der Name des Gesetzentwurfes von CDU und SPD)  zum Anlaß genommen werden, mühsam durch Betroffene erlangte rechtliche Verbesserungen wieder zurückzunehmen? In der Anhörung war das Votum der Sachverständigen – Vertreter der LAGH, Lebenshilfe, Movado, Netzwerk Artikel 3, VdK und des Bündnisses für Selbstbestimmtes Leben Berlin, des Schwerhörigen- sowie des Gehörlosenverbandes – klar und einhellig: Dieses Gesetz ist an den meisten Stellen inhaltlich, an vielen auch rechtlich falsch und bringt für Behinderte keine Verbesserung, es handelt sich damit um ein Alibi-Gesetz, um politische Handlungsfähigkeit, vielleicht sogar den ´guten Willen´, von dem allerdings spätestens seit den Vorfällen des 3. Dezember keine Rede mehr sein kann, unter Beweis zu stellen. 

So ist auch nur schwer erträglich, wenn sich die Vertreter von CDU und SPD zu Beginn der Anhörung zu einem Gesetzentwurf, der die einschlägigen Regelungen zur Verbesserung der Zugänglichkeit von Gebäuden wie dem Abgeordnetenhaus gerade nicht enthält (und, wie  zuvor immer wieder betont worden ist, auch nicht enthalten sollte), ja so betroffen  zeigen, daß es immer wieder Schwierigkeiten für Rollstuhlfahrer gibt, Gebäude und Versammlungsstätten aufzusuchen! Wie formulierte es ein Politiker: „Da müßte man eine Lösung finden...“ Richtig: in einem Antidiskriminierungsgesetz, für das wir schon lange Vorschläge gemacht haben, die solche Vorfälle dauerhaft verhindern würden. 

Anmerkung: Während einer Parlamentssitzung, die zwei Wochen nach den Vorfällen stattfand, wies Parlamentspräsident Herwig Haase (CDU) die Verantwortung von sich. Stattdessen erinnerte er alle im Abgeordnetenhaus vertretenen Parteien an ihre Gesetzgebungskompetenz...!

B. Theben

Behindertenbeauftragter der Bundesregierung:

«Ich halte mich für kompetent» - 

Bonn. - Für das FORUM hatte unser Redakteur Harald Reutershahn Gelegenheit zu einem kurzen Gespräch mit Karl Hermann Haack, dem neuen nichtbehinderten Behindertenbeauftragten der Bundesregierung, der bisher nur Insidern bekannt war aus der Berichterstattung in Apotheker-Fachzeitschriften: 

FORUM: Herr Haack, die Situation behinderter Menschen in Deutschland ist gekennzeichnet von Diskriminierung und Aussonderung in allen gesellschaftlichen Lebensbereichen: Dramatisch hohe Arbeitslosenrate, Gebäude sind nicht barrierefrei, öffentliche Verkehrsmittel zumeist nicht benutzbar, für behinderte Kinder ist der Unterricht in der Regelschule nicht der Normalfall, usw. - wo sehen Sie Ihre ersten und wichtigsten Aufgaben? 

Haack: Die neue Bundesregierung ist angetreten mit dem Ziel, den Sozialstaat umzubauen. Dabei werden die Belange Behinderter natürlich auch ein Rolle spielen. Insbesondere in der Arbeitsmarktpolitik. Wir wollen mit einer Neufassung des Sozialgesetzbuchs IX eine Neuordnung des Schwerbehindertenrechts herbeiführen. Die Änderungen sind für das kommende Frühjahr vorgesehen. Im den Bereichen Wohnen und Reisen werden wir etwas tun. Das Baurecht und das Wohnungsrecht sollen geändert werden. Wir werden das mit den Verbänden zusammen diskutieren. 

FORUM: Die Behindertenverbände fordern ein Antidiskriminierungsgesetz. Wie stehen Sie dazu? 

Haack: In den Wahlprüfsteinen haben sich die Regierungsparteien dazu bereits geäußert. Es wird ein Antidiskriminierungsgesetz geben. 

FORUM: In dieser Legislaturperiode? 

Haack: Am Anfang einer Legislaturperiode ist man immer optimistisch, und wir stehen jetzt am Anfang. Aber wir wollen das schaffen. 

FORUM: In der Pflegeversicherung gibt es Mängel und Mißstände. Inzwischen gibt es sogar schon wieder Zwangseinweisungen Behinderter in Heime. Was wollen Sie tun? 

Haack: Wir werden einige notwendige Änderungen in einer kleinen Reform der Pflegeversicherung umsetzen. Wir haben 10 Milliarden Mark Rücklagen in den Pflegekassen. Damit kann man etwas machen. Aber ich kann nichts dazu versprechen. 

FORUM: Die Behindertenverbände warnen vor der deutschen Ratifizierung der Bioethikkonvention. Sie haben bisher nicht zu den Abgeordneten gehört, die die Ratifizierung ablehnen. Wie wollen Sie sich künftig dazu verhalten? 

Haack: Ich bin in dieser Frage auf der Seite der Verbände. Wir können es nicht zulassen, daß da Menschen auseinanderdividiert werden ... 

FORUM: Sind sie nun für oder gegen die Ratifizierung? 

Haack: Ich bin gegen die Ratifizierung. 

FORUM: Die Behindertenverbände wollten einen Behinderten in der Funktion des Behindertenbeauftragten, als Zeichen einer neuen Politik, die die Betroffenen ernst nimmt. Sie sind nicht behindert. Verstehen Sie den Selbstvertretungsanspruch Behinderter, und warum halten Sie sich für kompetent ohne selbst betroffen zu sein? 

Haack: Ich halte mich für kompetent. In der Kommunalpolitik war ich bereits mit den Belangen Behinderter befaßt. Ich habe in meinem Wahlkreis mit der Lebenshilfe zusammen erfolgreich ein Frühförderungssystem aufgebaut, und ich setze mich sehr ein für den Modellversuch eines Stadthotels in Detmold, das ähnlich wie in Hamburg von Behinderten betrieben werden soll. Von daher kenne ich sehr gut die Belange behinderter Menschen ... 

FORUM: ... und deshalb wissen Sie, was die Betroffenen wollen? 

Haack: Ach wissen Sie, die Verbände, die mich gestern einen abgehalfterten Bundestagsabgeordneten genannt haben, die warten schon und wollen mit mir in vierzehn Tagen Gespräche führen. Behindertenbeauftragter der Bundesregierung ist immer ein Parlamentarier gewesen. Es gab keinen Grund das zu ändern. 

FORUM: Wäre es vergleichsweise nicht merkwürdig, wenn Sie als Mann Frauenbeauftragter geworden wären? 

Haack: Ja, die SPD-Frauen wollten eine behinderte Frau als Behindertenbeauftragte. Aber das Kabinett hat entschieden. 

Karl Hermann Haack
(Nichtbehinderter) Behindertenbeauftragter der Bundesregierung
geb. 1940, Extertal-Bösingfeld (Nordrhein-Westfalen, Wahlkreis 105, Lippe I
Apotheker, SPD-Bundestagsabgeordneter seit 1987


Büro des Behindertenbeauftragten (im Bundesministerium für Arbeit) 
- Tel: 0228 / 5 27 - 29 44
Büro des MdB Haack 
- Tel: 0228 / 1 68 32 34                      (FORUM - Online vom 20.11.1998) 

10-Punkte Programm fuer die Sichtbarmachung des "Sichtwechsels" in der Behindertenpolitik durch die Einbeziehung behinderter Menschen

Empfehlungen an den neuen Behindertenbeauftragten der Bundesregierung

von Ottmar Miles-Paul - ISL e.V.

Vorbemerkung

Seit Ende der 80er Jahre fordern immer mehr behinderte Menschen und deren Verba ende einen Perspektivenwechsel in der Behindertenarbeit und -politik, der nicht mehr vom herkoemmlichen "Sorgenkind-Image" und der "fuersorglichen Bevormundung", sondern vom Buergerrechtsgedanken und des empowerments und der Selbstver tretung behinderter und chronisch kranker Menschen gepraegt ist. Dies beinhaltet u.a., dass behinderte Menschen gleichberechtigte Buergerinnen und Buerger sind, die auch ihre Rechte brauchen und in der Gesellschaft, den Verbaenden und der Politik selbst entsprechend praesent sein muessen.

Bezugnehmend auf die Veranstaltung zum Welttag der Behinderten am 3.12.98 in Bonn und die Kritik der Verbaende an der erneuten Benennung eines nichtbehinderten Behindertenbeauftragten der Bundesregierung, erlaube ich mir folgendes 10-Punkte- Programm zu praesentieren, dem das Ziel der "Sichtbarmachung" des proklamierten Sichtwechsels in der Behindertenarbeit und -politik durch die Einbeziehung und das empowerment behinderter Menschen zugrunde liegt, das z.B. vom neuen Behinder tenbeauftragten umgesetzt werden koennte. Dieses Papier ist lediglich eine Vor schlagssammlung, ist in keinster Weise auf breiter Ebene abgestimmt und erhebt damit auch keinerlei Anspruch auf Vollstaendigkeit. Vielmehr soll es als Inspiration dienen, wie behinderte Menschen trotz der gegenwaertig hinsichtlich ihrer Selbstver tretung auf vielen Ebenen unzureichenden Strukturen gestaerkt und gefoerdert werden koennen. Auch wenn dieses Papier erst einmal fuer den neuen Behindertenbeauf tragten konzipiert ist, koennen einige Punkte sicherlich auch von einzelnen PolitikerInnen, MinisterInnen und Verwaltungsbediensteten angewandt werden.

10 Punkte, die einen kleinen Unterschied fuer Behinderte ausmachen koennen

1.
Einrichtung eines Beraterkreises von Menschen mit unterschiedlichen Behinderungen zur Hintergrundinformation ueber die Erfahrungen, Beduerfnisse und Forderungen behinderter Menschen, der regelmaessig eingeladen wird.

2.
Besuch von Behindertenverbaenden, Durchfuehrung von Empfaengen zur Verschaffung eines Eindruckes ueber die Anliegen und Leistungsfaehigkeit der Verbaende und der in ihnen organisierten Betroffenen vor Ort. Dabei sollte stets darauf geachtet werden, dass die Betroffenen selbst auch entsprechend zu Wort kommen. Auf diese Weise koennte mittelfristig auch die Kooperation der Verbaende untereinander gefoerdert werden.

3.
Aufbau eines Informationsdienstes ueber politische Aktivitaeten ueber die Aktivitaeten des Behindertenbeauftragten und seines Bueros und die Aktivitae ten des Bundestages und einzelner Ministerien, die fuer behinderte und chronisch kranke Menschen von Interesse sein koennen mit Tips, wie man sich konkret einbringen kann. Hierbei koennte vor allem verstaerkt das Internet genutzt werden und muesste dafuer gesorgt werden, dass entsprechende Anhoerungen und Veranstaltungen von Ausschuessen, etc. auch fuer behinderte Menschen barrierefrei zugaenglich sind.

4.
Initiierung und Koordination von jaehrlich stattfindenden Konsultations gespraechen mit dem Bundeskanzler und den relevanten BundesministerInnen mit Betroffenen zur Abstimmung der weiteren Initiativen in diesem Bereich. Einbeziehung von Betroffenen bei anderen Gespraechsrunden, wie zum Beispiel dem Buendnis fuer Arbeit.

5.
Foerderung des empowerments und der politischen Bildung behinderter Menschen zum Beispiel durch die bessere Zugaenglichmachung, die verstaerkte Einbeziehung behinderter Menschen und die spezielle Anpassung der Bun destagsbesuchsprogramme an deren Beduerfnisse. Foerderung der Entwicklung von Schulungsprogrammen zur Durchsetzung politischer Interessen behinderter Menschen, waehrend denen u.a. die Strukturen des Deutschen Bundestages und der zustaendigen Ministerien erlaeutert werden.

6.
Beauftragung betroffener Sachverstaendiger zur Erstellung von Gut achten, Positionspapieren, etc. um die Sichtweise von behinderten Menschen verstaerkt in die direkte Ausgestaltung der Politik mit einfliessen zu lassen. Darueber hinaus kann durch die gezielte Einstellung von behinderten Exper tInnen mit guten Beziehungen zu den Behindertenverbaenden auch ein direkter Input der Betroffenen im laufenden Geschaeft sicher gestellt werden. Bei oeffentlichen Auftritten und wichtigen Kontakten koennten auf diese Weise auch jeweils Betroffene mit anwesend sein, die die Erfahrungen behinderter Menschen erlaeutern.

7.
Mittels der Schaffung und Vermittlung von kurz- und mittelfristigen Praktikumsmoeglichkeiten in der Bundestagsverwaltung, den Bundestagsfraktionen, bei einzelnen Abgeordneten, in den relevanten Ministerien und im Buero des Behindertenbeauftragten fuer behinderte Menschen kann eine Reihe von Effekten erreicht werden. Einerseits wird dadurch die Kompetenz und das Verstaendnis ueber die Politik und deren Strukturen und Machbarkeit enorm gestaerkt. Andererseits sind dadurch behinderte Menschen verstaerkt dort praesent, wo die Politik gemacht wird und zeigen im Alltag, wo Probleme auftreten und wie diese geloest werden koennen. Hierfuer muessten natuerlich entsprechende Rahmenbedingungen wie die Unterstuetzung beim Finden und Finanzieren von barrierefreien Unterkuenften, eventuelle Fahrdienstkosten oder erhoehte Assistenzkosten beruecksichtigt und gedeckt werden.

8.
Durchfuehrung von Tagungen und Zukunftswerkstaetten mit Behinderten verbaenden und Schluesselpersonen, in einem zu veraendernden Bereich, die durch das Buero des Behindertenbeauftragten initiiert und moderiert werden. Hierbei sind Bereiche wie z.B. der oeffentliche Personenverkehr denkbar, in denen die VertreterInnen verschiedener Seiten zusammen gebracht und nach schnellen Loesungen gesucht werden koennte.

9.
Initiierung von Meinungsumfragen unter behinderten Menschen zu zentralen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens, wie z.B. das Wahlverhalten von behinderten Menschen, um deutlich zu machen, dass diese Personengruppe ein entsprechendes Gewicht in der Gesellschaft hat.

10.
Foerderung der Einbeziehung von behinderten und chronisch kranken Menschen bei der Erarbeitung von Gesetzen, bei Anhoerungen hierzu und auch auf anderen Ebenen, wie z.B. auf Laenderebene, der kommunalen und der Europaebene. Vor allem sollte gezielt dafuer eingetreten werden, dass die Beschaeftigung und Einbeziehung behinderter Menschen ein plus fuer die Bewilligung von Foerderantraegen darstellt, wie dies auf europaeischer Ebene z.T. schon vorbildlich praktiziert wird.

Grundsaetze bei der Umsetzung

Im Sinne einer behinderungsuebergreifenden und gleichberechtigten Herangehens weise sollte grundsaetzlich stets darauf geachtet werden, dass besonders auch Behindertengruppen beruecksichtigt und gleichberechtigt mit einbezogen werden, die sonst nicht so  praesent sind bzw. chronisch benachteiligt werden, wie z.B. Menschen mit sog. geistiger Behinderung, gehoerlose und schwerhoerige Menschen, sowie natuerlich Frauen mit Behinderung allgemein. Hier gilt es auch die Verbaende her auszufordern, entsprechende Betroffene zu schulen und zu entsenden.

In der Regel handelt es sich bei diesen Massnahmen, um Initiativen, die sehr kosten guenstig oder sogar ohne zusaetzliche Kosten machbar waeren. In Bereichen, in denen Kosten auftreten, koennten sicherlich in Kooperation mit Verbaenden und anderen Foerderern kreative Loesungen gefunden werden.

Kassel, den 6.1.1999

Ottmar Miles-Paul

- Bundesgeschaeftsfuehrer der ISL e.V. -

Nachgefragt: Dürfen Behinderte Deutsche werden? 
Die Bundesregierung will das anachronistische Staatsbürgerschaftrecht endlich ändern. Für Mitgbürgerinnen und Mitbürger ohne deutschen Paß soll der Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit erleichtert werden. Der von Bundesinnenminister Otto Schily vorgelegte Arbeitsentwurf für das neue Staatsangehörigkeitsrecht hat bei genauerem Hinsehen allerdings einige schwerwiegende Lücken. So heißt es im Arbeitsentwurf der Regierung gleich mehrfach: Eingebürgert werden kann ein Ausländer, der «den Lebensunterhalt für sich und seine unterhaltsberechtigten Familienangehörigen ohne Inanspruchnahme von Sozial- oder Arbeitslosenhilfe bestreiten kann». 

Was bedeutet das für behinderte Ausländerinnen und Ausländer? Viele behinderte Menschen sind wegen ihrer Behinderung erwerbslos oder sogar erwerbsunfähig und müssen daher Arbeitslosenhilfe oder Hilfe zum Lebensunterhalt in Anspruch nehmen. Viele behinderte Menschen sind pflegeabhängig und brauchen die «Hilfe in besonderen Lebenslagen» nach dem Bundessozialhilfegesetz (BSHG). 

Wir wollten es genau wissen, und das FORUM hat nachgefragt: Pressesprecher Kiel im Bundesinnenministerium zeigte sich zunächst nicht im Bilde, verstand aber dann sehr schnell worum es geht. Eine Regeleinbürgerung für Behinderte, die für ihren Lebensunterhalt staatliche Hilfen in Anspruch nehmen, sei auch nach der geplanten Novelle des Gesetzes nicht möglich. Kiel mußte verweisen auf die «Ermessenseinbürgerung». Die Ermessenskriterien sind geregelt in den «Einbürgerungsrichtlinien» aus dem Jahre 1977. Darin heißt es im Abschnit 3.4.1: (...) «Ein bestehender oder durch die Einbürgerung entstehender Anspruch auf Sozialhilfe nach dem Dritten Abschnitt des Bundessozialhilfegesetzes (Hilfe in besonderen Lebenslagen) steht der Einbürgerung grundsätzlich nicht entgegen.» Bei Behinderten, die auf Hilfen angewiesen sind, so Pressesprecher Kiel, müsse im Einzelfall über einen Antrag auf Einbürgerung entschieden werden. 

Werden hierdurch Behinderte nicht benachteiligt? 

Das FORUM hat nachgefragt beim Netzwerk Artikel 3 Berlin: «Bei der Reform des Staatsbürgerschaftsrechts dürfen behinderte Ausländerinnen und Ausländer nicht benachteiligt werden. Für sie muß der selbe Rechtsanspruch auf Einbürgerung gelten wie für Nichtbehinderte auch. Das Benachteiligungsverbot des Grundgesetzes muß auch für diesen Personenkreis Gültigkeit haben», fordert Vorstandsmitglied Dr. Sigrid Arnade. 

Als einen revolutionären Schritt zu einer Gesellschaft mit Bürgerrechten bezeichnet der Behindertenverband ISL e.V.die Bestrebungen der neuen Bundesregierung zur Erleichterung der Einbürgerung und zur doppelten Staatsangehörigkeit von Menschen nichtdeutscher Herkunft und fordert die Bundesregierung auf, dafür Sorge zu tragen, daß behinderte Menschen in der angestrebten Gesetzgebung nicht benachteiligt werden. «Mit der erheblichen Erleichterung des Erwerbs der deutschen Staatsangehörigkeit für in Deutschland lebende Menschen nichtdeutscher Herkunft bewegen wir uns endlich entscheidend von einer Gesellschaft der bloßen und unverbindlichen Proklamierung von Integration zu einer Bürgerrechtsgesellschaft, die ihren Minderheiten die gleichen Rechte gewährt. Um diesen Prozeß auch für behinderte Menschen nichtdeutscher Herkunft gleichberechtigt zu gestalten, muß die neue Bundesregierung sicherstellen, daß behinderte Menschen gemäß Artikel 3 Abs. 3 des Grundgesetzes nicht wegen ihrer Behinderung bei der Einbürgerung benachteiligt werden», erklärte Ottmar Miles-Paul, Geschäftsführer der ISL e.V. So müsse sichergestellt werden, daß z.B. Ausländer, die wegen einer Berufsunfähigkeit oder anderer durch eine Behinderung oder chronische Erkrankung begründete Sozialleistungen erhalten, die gleichen Rechte auf die deutsche Staatsangehörigkeit bekommen, wie nichtbehinderte Menschen, die dieser Hilfen nicht bedürfen. 

«Wir fordern die Bundesregierung und den Behindertenbeauftragten der Bundesregierung auf, den begonnenen Weg zur Reform des Staatsbürgerrechts konsequent weiter zu verfolgen und dafür Sorge zu tragen, daß behinderte und chronisch kranke Menschen hierbei nicht benachteiligt werden, wie dies das Benachteiligungsverbot des Artikel 3 Abs. 3 des Grundgesetzes verlangt», so Miles- Paul weiter. 

(h.r. /FORUM-Online vom 15.1.1999)

Diskriminierende Vertragsklausel schließt behinderte Menschen von  

Versicherungsschutz aus

Was viele nicht wissen: Kreditkartenunternehmen bieten als  Zusatzleistung häufig Unfallversicherungen an. Die Prämienzahlung  ist im Jahresbeitrag für die Kreditkarten, ohne nähere Definition  enthalten. Doch körper- und geistigbehinderte Menschen erhalten im Schadensfall keine Leistungen aus dieser Versicherung, denn   eine diskriminierende Klausel schließt sie aus. Das gilt auch für  alle anderen Unfallversicherungen!

 Das Bundesaufsichtsamt für das Versicherungswesen genehmigte 1988  

 folgenden Text des   § 3 AUB 88:

 "  § 3 Nicht versicherbare Personen

I. Nicht versicherbar und trotz Beitragszahlung nicht versichert sind dauernd pflegebedürftige Personen sowie Geisteskranke. Pflegebedürftig ist, wer für die Verrichtungen des täglichen  Lebens überwiegend fremder Hilfe bedarf.

 II. Der Versicherungsschutz erlischt, sobald der Versicherte im  Sinne von I. nicht mehr 

            versicherbar ist. Gleichzeitig endet die Versicherung...."

 Dagegen können sich die Betroffenen wehren!

Kurzfristig können sich Versicherte, oder besser Nichtversicherte, bei den Kreditkartenunternehmen bzw. den  Unfallversicherern anfragen, ob sie trotz Prämienzahlungen  versichert sind oder nicht. Falls nein, können sie die  

geleisteten Prämienzahlungen, auch rückwirkend für die  Vergangenheit, zurückfordern. Dieses Recht haben sie nach  § 3 III  AUB 88. Das heißt, die Jahresbeiträge für die Kreditkarten werden  niedriger, bzw. Beitragsprämien für andere Unfallversicherungen  

müssen zurückerstattet werden.

Mittelfristig können Protestbriefe der betroffenen Menschen, aber  auch anderer, vielleicht ein Umdenken und die Abschaffung solcher  benachteiligenden Klauseln erwirken, insbesondere, wenn eine "Kündigungsflut" mit den Protesten verbunden ist. Gleichzeitig ist es notwendig, PolitikerInnen auf allen Ebenen entsprechend zu  informieren. Langfristig müssen Bundes- und Ländergleichstellungsgesetze gefordert und geschaffen werden, die auch in den privatrechtlichen Bereich eingreifen und solche pauschalen Versicherungsausschlüsse nicht (mehr) zulassen. Darum gilt es, durch gezielte Öffentlichkeitsarbeit und Briefe an die PolitikerInnen, Sensibilität, Solidarität und Interesse für die rechtlichen Belange behinderter und chronisch kranker Menschen zu wecken.

Die Anschrift des Bundesaufsichtsamtes für das  Versicherungswesen, verantwortlich für die Inhalte der Allgemeinen Unfallversicherungs-Bedingungen (AUB 88) lautet:

Bundesaufsichtsamt für das Versicherungswesen

Postfach 150280, 10664 Berlin 

Telefon: 030 8893 - 0, Telefax: 030  8893 - 262 oder - 494
(Elke Bartz)

Amtsgericht Frankfurt/ Main erkennt Rollstuhlfahrer

 Schadensersatz zu

Mit Urteil vom 11.8.1998 (Az. 30 C 510/98-45) hat das AG Frankfurt einem Rollstuhlfahrer Schadensersatzansprüche gegen einen Autofahrer zuerkannt, der mit seinem verkehrswidrig geparkten Fahrzeug den Eingang einer Krankengymnastik-Praxis so verstellt, daß der Kläger nicht in das Gebäude gelangen konnte. Er kann nun die entsprechende Behandlungskosten (die er wegen des mit der Praxis vereinbarten Termins gleichwohl zahlen mußte) von dem Autofahrer erstattet verlangen. 

Wenngleich es sich insgesamt um eine kleine Summe handelt, ist diese Entscheidung deshalb interessant, da sich in der Vergangenheit immer wieder aus solchen ´kleinen´ Fällen Urteile entwickelt haben, die einer Diskriminierung Behinderter mehr nutzten als daß sie sie verhindert hätten. Zugleich ist die rechtliche Konstruktion, die zur erfolgreichen Klage führte, auch auf andere Fälle anwendbar und soll deshalb hier mitgeteilt werden: Nach § 823, Abs. 2 BGB ist derjenige, der gegen ein „den Schutz eines anderen bezweckendes Gesetz verstößt“ diesem zum Schadensersatz verpflichtet. Sollte nach dem Schutzgesetz ein Verstoß gegen dieses Gesetz auch ohne Verschulden (Vorsatz oder Fahrlässigkeit, vgl. § 276 BGB) möglich sein, so ergibt sich die Schadensersatzpflicht nach § 823, Abs. 2 BGB dennoch nur bei Verschulden.

Ein erfolgreicher Anspruch auf Schadensersatz erfordert damit als wesentliche Punkte (ungeachtet juristischer ´Feinanforderungen´)

1. Das Vorliegen eines Schutzgesetzes

2. einen Verstoß gegen dieses Gesetz

3. Verschulden

4. Schaden

zu 1. Schutzgesetz kann jede rechtliche Norm sein, nicht nur ein förmliches Gesetz, also z.B. auch Rechtsverordnungen, Verwaltungsrichtlinien, u.U. auch Satzungen. Weiterhin muß der jeweilige Teil der Norm, um den es geht (das ist das „Gesetz“ i.S. von § 823, Abs. 2) dem Schutze eines anderen dienen. Dies ist dann der Fall, wenn die Norm nicht nur die Interessen der Allgemeinheit schützt, sondern konkret auch die einzelner Personen oder eines Personenkreises. Ob die Norm diesem Zweck dient, läßt sich nur mit Blick auf den Inhalt der Regelung und ihren Sinn sagen. Als Grundregel kann dabei die Frage helfen, ob Zweck der Norm die Schaffung eines Schadensausgleichanspruches sein sollte. 

Diese Formulierungen klingen sehr abstrakt, an einigen Beispielen läßt sich mehr Klarheit schaffen. Im Zusammenhang mit der  Benachteiligung Behinderter sind als Beispiele für Schutzgesetze zu nennen: Das Schikaneverbot im BGB (§ 226), Vorschriften aus den Landesbauordnungen, wenn sie barrierefreies Bauen betreffen, das Embryonenschutzgesetz (§ 1), das Schwerbehindertengesetz, soweit es Behinderten Rechte gibt bzw. Verpflichtungen von anderen (nicht dem Staat! aber z.B. dem Arbeitgeber) normiert, Gaststätten- und Versammlungsstätten-Verordnungen, soweit sie barrierefreie Gestaltungen vorsehen.

Keine Schutzgesetze hingegen sind alle Normen, in denen ´nur´ die Ordnung, Verfassung oder Verwaltung des Staates oder der Länder geregelt sind. Dies bedeutet, daß z.B. das Benachteiligungsverbot des Art. 3, Abs. 3, S. 2 Grundgesetz nicht als ein solches Schutzgesetz anerkannt ist. Hierzu ließe sich auch eine andere positive Auffassung vertreten, die jedoch besonders stichhaltig begründet werden müßte und welche die Erfolgsaussichten einer solchen Klage nicht eben steigern dürfte. Im vorliegenden Fall war das Schutzgesetz § 1, Abs. 2 Straßenverkehrsgesetz, demzufolge das Zuparken von Eingängen ´verboten´ ist.

Zu 2. Ein Verstoß liegt immer dann vor, wenn der Tatbestand, den das Gesetz sanktionieren soll, erfüllt ist, beispielsweise also, wenn ein Bauherr gegen die für ihn verbindlichen Regelungen zugunsten barrierefreien Bauens verstoßen hat. 

Zu 3. Dieser Verstoß muß – wenn das jeweilige Schutzgesetz nichts anderes regelt – durch Vorsatz oder Fahrlässigkeit verursacht sein. Von besonderer Bedeutung ist dabei die Fahrlässigkeit, da Vorsatz in den meisten Fällen nicht nachzuweisen ist (denn der Kläger muß im Zivilprozeß die für ihn günstigen Umstände – hier also die Erfüllung der Voraussetzungen des § 823, Abs. 2 – beweisen). Nach § 276, Abs. 1, Satz 2 ist ein Handeln dann fahrlässig, wenn die „im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer acht“ gelassen wurde. Vereinfacht gesagt, ist dies immer dann der Fall, wenn man beim Handeln weniger berücksichtigt, als es ein durchschnittlicher Mensch in der jeweiligen Position und Situation tun würde. In unserem Beispiel also dann, wenn man weniger sorgfältig ist,  als der durchschnittliche Bauherr.

Zu 4. Schließlich ist noch ein (materieller) Schaden erforderlich. Das kann, muß aber kein Geldschaden sein. An diesem Punkt scheitern gerade für Behinderte oft die Erfolgsaussichten der Klage: Wer in seiner Freizeit mit dem Bus irgendwo hinfährt, der Bus aber – durch Verstoß gegen ein Schutzgesetz und mit Verschulden – nicht barrierefrei ist, hat keinen materiellen Schaden, wenn er deshalb später einkaufen gehen kann (anders, wenn er dadurch z.B. eine gekaufte Theaterkarte nicht nutzen kann). Die Höhe des Schadensersatzes liegt so, daß der Kläger so gestellt wird, als wenn das ihn schädigende Ereignis nicht eingetreten wäre, §§249 ff. BGB.

Abschließend seien einige Sätze aus dem Urteil zitiert, eben weil eine solche Haltung deutscher Gerichte nicht immer selbstverständlich ist: „Völlig unverständlich ist [...] der Vortrag des Bekl.[agten], [der Kl. habe sich aus dem Rollstuhl heben lassen sollen]. Eine derartige Verhöhnung eines Rollstuhlfahrers [....] ist dem Gericht bisher noch nicht untergekommen. Der Bekl. hat offenbar jegliches Augenmaß [...] verloren: [...], vielmehr hat ganz allein der Bekl. durch sein egoistisches, rücksichtsloses [...] Verhalten die Ursache für die Probleme des Kl. gesetzt.“ (Zitiert nach Neue Juristische Wochenschrift, NJW, 1999, S. 224)

B. Theben

Aufruf zum Europaweiten Protesttag fuer die Gleichstellung

behinderter Menschen am 5. Mai 1999

Den Worten muessen Taten folgen - Gleichstellungsgesetze Jetzt!

Der Ruf nach umfassenden Gleichstellungsgesetzen fuer behinderte Menschen ist in vielen Laendern Europas mittlerweile  unueberhoerbar. Daher rufen eine Reihe von  

Behindertenorganisationen dazu auf, den Europaweiten Protesttag  fuer die Gleichstellung behinderter Menschen am 5. Mai  -  Europatag - auch 1999 zu einem kraftvollen Zeichen fuer die  Gleichstellung behinderter Menschen zu machen. Durch Demonstrationen, Tagungen, Podiumsdiskussionen, Informationsveranstaltungen, Infostaende oder phantasievolle  oeffentlichkeitswirksame Aktionen soll am Europatag europaweit  unter dem Motto "Gleichstellungsgesetze Jetzt!" verbandsuebergreifend die Verabschiedung von umfassenden Gleichstellungsgesetzen fuer Behinderte eingefordert werden.

Besonders im Hinblick auf die im Koalitionsvertrag der neuen Bonner Regierungskoalition versprochene Schaffung eines Gleichstellungsgesetzes, dem Auslaufen der Aktion Grundgesetz,  den bevorstehenden Europawahlen und dem 50. Jahrestag des  Grundgesetzes im Mai muessen wir unsere Kreativitaet, Kraft und Hingabe fuer die Sache der Gleichstellung behinderter Menschen am  5. Mai buendeln und zum Ausdruck bringen, dass den Worten nun endlich Taten folgen muessen und endlich umfassende und einklagbare Gleichstellungsgesetze fuer behinderte Menschen auch in Deutschland verabschiedet werden. Aehnlich wie bei den bisherigen Europaweiten Protesttagen entscheiden die oertlichen, nationalen oder internationalen  Organisationen, die sich am Protesttag beteiligen, entsprechend  ihrer Prioritaeten und finanziellen Moeglichkeiten selbst, welche Aktivitaeten sie waehrend des Protesttages durchfuehren werden und organisieren ihre eigene Oeffentlichkeitsarbeit.

Die Interessenvertretung Selbstbestimmt Leben in Deutschland -  ISL e.V., die an der Koordination der bisherigen Protesttage entscheidend mitgewirkt hat, bietet diese Unterstuetzung auch dieses  Jahr in enger Kooperation mit dem Netzwerk Artikel 3 und  

im Rahmen der Aktion Grundgesetz an. Dies beinhaltet sowohl die Verbreitung von Informationen zum Protesttag, als auch das  Sammeln, Auflisten und den Versand der Listen der geplanten  Aktivitaeten, die durchgefuehrt werden, mit den entsprechenden  

Kontaktadressen vor Ort an die Presse, sowie die Durchfuehrung  einer zentralen Pressekonferenz.

Um die Ausuebung dieser Koordinationsaktivitaeten zu erleichtern  und den Protesttag zu einem Erfolg werden zu lassen, benoetigen  wir Eure Rueckmeldungen ueber die von Euch geplanten Aktivitaeten  fuer die Presse, aus der deutlich wird, Wann, Was, Wo stattfindet  und Wer AnsprechpartnerIn fuer die Presse ist, bis spaetestens  

10. April 1999.

Auch dieses Jahr ist es moeglich, Antraege fuer die Foerderung  von geplanten Aktionen kurzfristig bei der Aktion Grundgesetz zu beantragen. Fuer naehere Informationen, Rueckmeldungen ueber die  Durchfuehrung von Aktionen und die Mitteilung ueber die Unterstuetzung dieses Protesttages koennen Sie sich an folgende  Anschrift wenden:

ISL e.V., Koelnische Str. 99, 34119 Kassel Tel. 0561/72885- 46   

fax: 0561/72885-58 E-Mail: Miles-Paul@asco.nev.sub.de

Bisherige UnterstuetzerInnen:

Interessenvertretung Selbstbestimmt Leben in Deutschland - ISL  e.V., 

Netzwerk Artikel 3,  People First Deutschland, 

Forum  selbstbestimmte Assistenz behinderter Menschen e.V., 

Disabled  Peoples  International, 

European Network on Independent Living.

